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Flucht und Migration als européiische Aufgabe — Migration und
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I. Einleitung

Seit 1989, dem sogenannten ,Herbst der
Nationen”, ist die politische Teilung Euro-
pas zumindest theoretisch aufgehoben.
Euphorisch wurden der Fall der Berliner
Mauer und das Ende des sozialistischen
Systems gefeiert. Diese Euphorie legte sich
jedoch bald wieder, sowchl im Westen als
auch in Mittel- und Osteuropa (MOE). Die
Bevolkerung dort ist enttduscht dariiber,
dafs der wirtschaftliche und soziale Trans-
formationsprozefs nicht mit dem politi-
schen Schritt hélt.

Nachdem die seit langem eingeforderte
Reisefreiheit fiir Biirger des ehemaligen
Ostblocks Wirklichkeit geworden ist, und
das Recht auf Niederlassung dies in abseh-

Der Beitrag greift auf Erfahrungen zuriick,
welche der Verfasser im Rahmen seiner eh-
renamitlichen Tatigkeit als Asylberater ge-
macht hat. Aus der spirlichen deutsch-
sprachigen Literatur zu diesem Thema sind
die folgenden Aufsitze hervorzuheben:
Louise Doyé, Die gesetzlichen Grandlagen
des Asyl- und Fluchtlingsrechts in Polen,
in: ZAR 3/1999, 134-138; Joachim Henkel,
Asyl in Polen ~ Probleme - Perspektiven,
in: ZAR 2/1993, 79-81; Andreas Zimmer-
mann, Aktuelle Fragen des Fliichtlings-
und Asylrechts in Polen, in: DOV 1993,
559-564.

barer Zeit werden wird, steht man ihnen
auf westlicher Seite sehr skeptisch gegén-
tiber und beginnt mit der Errichtung einer
»Festung West-Mittel-Europa”. Deren Cha-
rakteristik besteht einerseits im Abbau der
Grenzen innerhalb der Union und anderer-
seits im Ausbau des Grenzschutzes an den
Auflengrenzen. Das Schengener Abkom-
men, gefolgt von der Borders Convention
und der Dublin Convention stehen . als
Synonyme fiir diese Entwicklung.

Dabei kann man im Zusammenhang mit
dem europdischen Erweiterungsprozef3,
zwischen Forderungen nach Ubergangs-
fristen in Bezug auf Niederlassungsfreiheit
und Freiziigigkeit der Arbeitnehmer aus
den zukiinftigen neuen EU-Mitgliedstaaten
sowie der Abschottung der EU nach aufsen
als solche unterscheiden. Die Aufnahme
neuer Staaten aus Mitteleuropa verdndert
in diesem Sinne die Abgrenzungstenden-
zen nicht, sondern verleiht ihnen eine neue
Dimension.

Die frithere Bundesregierung unter Bun-
deskanzler Kohl, aber auch die Landesre-
gierungen im Osten Deutschlands pladier-
ten fitr eine Ubergangsfrist bis zum Jahre
2015. Die neue Regierung sprach sich da-
gegen, nach einjihrigen Verhandlungen
zwischen dem Auswirtigen Amt und dem
Wirtschafts- und Arbeitsministerium, fiir
eine 7jahrige Ubergangsfrist aus. Das Ar-
beitsministerium forderte zunichst eine
Ubergangszeit von 15 Jahren. Dies obwohl
die bevorstehende Osterweiterung der EU
nach einer von der Européischen Kommis-
sion in Briissel in Auftrag gegebenen Stu-
die des Deutschen Institutes fiir Wirt-
schaftsforschung (DIW) und des Bonner
Institutes zur Zukunft der Arbeit (IZA)
keine massive Zuwanderung mnach
Deutschland und in andere Lander der Ge-
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meinschaft auslésen soll. Das DIW erwar-
tet, dafs bei voller Freiziigigkeit der Arbei-
ter jahrlich 350.000 Menschen aus den
MOE-Staaten in die jetzige EU ziehen wer-
den. Knapp 220.000 Personen sollen davon
nach Deutschland kommen. Die polnische
Seite streitet bei den Beitrittsverhandlun-
gen fir funktional nicht zusammenhén-
gende Verhandlungsmaterien, wie die von
ihr geforderte Ubergangsfrist von jeweils
25 und 5 Jahren in Bezug auf die staatliche
Kontrolle iiber die VerdufSerung von forst-
und landwirtschaftlichem Boden an Aus-
linder sowie Baugrund fir Investitionen.
Dem steht die deutsche Forderung nach
Schutz des Arbeitsmarktes durch die er-
wihnte siebenjahrige Ubergangsfrist ge-
geniiber. Danach soll, so die polnische Sei-
te, lediglich die finanzielle Unterstiitzung
der polnischen Landwirtschaft durch EU-
Reformmafinahmen und damit die Verrin-
gerung der Arbeitslosigkeit und des daraus
resultierenden Arbeitsmigrationspotentia-
les mit dem ungehinderten Zugang Polens
zum Arbeitsmarkt der Gemeinschaft in
einer funktionellen Beziehung stehen. Ins-
gesamt stellt Polen in 20 der 29 Beitritts-
Verhandlungspakete Forderungen nach
Ubergangszeiten auf.

Beide Seiten fordern Ubergangsfristen, um
die Akzeptanz der Bevilkerung zu sichern

Grundgedanke sowohl der Niederlas-
sungsfreiheit als auch der Freizligigkeit der
Arbeitnehmer ist es, die Herstellung eines
gemeinsamen Binnenmarktes, nicht zuletzt
durch den Abbau der Personenkontrolien,
und die Sicherung eines freien Verkehrs
der Personen, Waren und des Kapitals zu
gewihrleisten.

Im Gegensatz dazu dienen die Grundrech-
te primér dem Ziel, die Freiheitssphére des
einzelnen vor Eingriffen der offentlichen
Gewalt zu schiitzen. In diesem Zusam-
menhang ist entscheidend, daf8 Anforde-
rungen an das parlamentarische Regie-
rungssystem sowie die Gewdhrleistung der
Achtung der Menschenrechte schon bei

Aufnahme der Beitrittsverhandlungen vor-
liegen miissen. Wirtschaftliche Merkmale
dagegen konnen auch wihrend einer Uber-
gangszeit implementiert werden.

Da eine gemeinschaftliche EU-Ausldnder-
politik nur schrittweise und ohne ein von
allen Mitgliedstaaten akzeptiertes Gesamt-
konzept vorankommt, spielen bei der Auf-
nahme von Migranten aus Drittstaaten
vornehmlich nationale und politische Inte-
ressen der Mitgliedstaaten eine Rolle,
Hauptleidtragende dieser Situation sind
Migranten, deren Fluchtursachen stark von
denen divergieren, die noch zur Zeit der
Verabschiedung der Genfer Fliichtlings-
konvention aktuell waren.

Es wire wiinschenswert, dafs in Zukunft
ein Ausgleich zwischen internationaler
Gewdhrleistung des Schutzes der Men-
schenrechte und Grundfreiheiten in dritten
Staaten sowie der Niederlassungsfreiheit in
den EU-Mitgliedstaaten gefunden werden
wiirde.

II. Migration nach/ aus Polen
1. Migrationspotential Polen

Die Freiziigigkeit des Personenverkehrs -
auch iiber nationale Grenzen hinweg -~
zdhlt zu den vier Grundfreiheiten der EU.
Im Zuge der Osterweiterung ist daher die
Frage, ob dieses Recht nicht zu erheblichen
und politisch schwer verkraftbaren Wan-
derungen fithren kénnte, wesentlich.

Betrachtet man ausschlieSlich das alige-
meine Migrationspotential (Personen, die
daran denken, ins Ausland zu gehen) so

“scheinen sich die Migrationsszenarien, die

Anfang der 90er Jahre in Umlauf gebracht
wurden, zu bestdtigen.! 16,6 % der polni-
schen Befragten denken laut eigenen An-
gaben daran, ins Ausland zu gehen. Bedeu-
tend mniedriger ist das wahrscheinliche
Migrationspotential (Personen, die erste
Schritte unternommen haben, um auszu-
wandern)., Nur ein Drittel der Polen, die

1 Erhebung des Osterreichischen Gallup-
Instituts in den Monaten juni und Juli 1996.
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eine Migration potentiell in Betracht zie-
hen, haben auch konkrete Schritte zu deren
Realisation unternommen, und nur knapp
400.000 haben sich tatsichlich um offizielle

Einreise- oder Beschiftigungsgenehmigun-
gen bemiiht (tatsdchliches Migrationspo~
tential).

Tabelle 1: Potentielle Migranten nach Arbeitslosigkeit und Einkemmen in Prozent

Arbeitslosigkeit Einkommen

ja nein niedrig mittel hoch
Tschechei 73 92,7 20,2 45,7 34,1
Slowakei 21,6 78,4 14,6 48,9 36,5
Polen 16,4 83,6 28,7 45,6 25,7
Ungarn 10,5 89,5 17,7 52,9 29,4
Gesamt 14,5 85,4 19,5 48,2 32,3
(Quelle: Erhebung Gallup, Juni-Juli 1996)
Tabelle 2: Verwenduﬁgszweck des im Ausland erzielten Einkommens in Prozent

{Mehtfachnennungen méglich)
Gesamt Tschechien Slowakei Polen Ungarn

Finanzierung d. tigl. Lebens 75,3 86,7 74,1 58,3 79,8
Ausbildung der Kinder 43,1 39,8 46,6 38,4 46,1
Kauf teurer Konsumgiiter 41,8 425 46,2 43,3 30,7
Geldsendungen in Heimat 39,0 39,7 43,9 33,3 - 45,8
Bau/Kauf eines Eigenhauses 35,0 394 30,2 37,6 35,1
Kauf Figentumswohnung 32,9 284 34,9 33,7 343
Aufbau eigener Betriebe 20,6 15,9 15,4 35,5 19,3

(Quelle: Erhebung Gallup, Juni-Juli 1996)

2. Migration - Zielland Polen?

Auf die iiber 80 Millionen Ausléinder, die
jahrlich nach Polen kommen, kann der
Begriff des Migranten nur schwerlich pau-
schal angewendet werden. Die meisten von
ihmen verbringen in Polen nicht mehr als
einen Tag, groBtenteils um einzukaufen.
Wenn man von dieser Gruppe jedoch die-
jenigen - wie Touristen, Personen die ihre

2 Dieser Abschnitt beruht auf den Ergebnis-
sen einer Erhebung von Dariusz Stola (Insti-
tut fir Soziale Studien der Universitit
Warschau) aus den 90er Jahren.

Familienangehtrigen besuchen, Diploma-
ten etc. — aufier Betracht lidf3t, bleibt immmer
noch eine beachtliche ~ und wachsende
Zahl - von Personen, die unter den Begriff
des Migranten subsumiert werden kénnen.

In der Konvention zum Schutz der Rechte
aller Wanderarbeitnehmer und ihrer Fami-
lienangehorigen? versteht wunter einem
Wanderarbeithehmer

»jede Person, die in einem Staat,. dessen Staais-
angehdrigkeit sie nicht hat, eine Titigkeit gegen

3 GV Res. 45/158 vom 18, Dezember 1990.
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Entgelt ausiiben wird, ausiibt oder ausgetibt
hat”.

- a} sogenannter Kleinhandel

Unter den Arbeitsmigranten, die nach Po-
len kommen, stellen Kleinhandeltreibende
die groBte Gruppe dar. Anfang der 90er
Jahre beschiftigten sie sich hauptsichlich
mit dem Import verschiedener Waren nach
Polen, mittlerweile wechselten sie jedoch
zum Export itber. Von typischen Einkaufs-
bummiern unterscheiden sie sich dadurch,
dafs sie die in Polen erworbenen Waren in
ihrem Heimatland oder in einem anderen
weiterverkaufen. Der Kleinhindler ist das
typische Erscheinungsbild fitr die polni-
sche Ostgrenze. Nach Angaben des staatli-
chen polnischen Statistik-Instituts aus dem
Jahre 1997 tibersteigen die durchschnittli-
chen Ausgaben eines - die ¢stliche Grenze
iiberquerenden - Auslanders mehr als vier-
einhalbmal die Ausgaben der Ausldnder,
die nach Polen tiber die westliche Grenze
einreisen. Die vor kurzem vorgenommene
Formalisierung von Einreisevoraussetzun-
gen fiir Staatsangehorige der GUS fiihrte
zu massiven Protesten der im Grenzgebiet
betroffenen polnischen Bevélkerung. Eine
weitere Abschottung zum Osten, wie dies
durch die EU-Erweiterung vorgesehen ist,
kénnte aufgrund der geopolitischen Lage
Polens und der historischen Erfahrungen in
dieser Region schwerwiegende Konse-
quenzen nach sich ziehen.

b) Arbeitssuchende

Das Baugewerbe sowie die Landwirtschaft
stellen die typischen wirtschaftlichen Sek-
toren mit einer Nachfrage nach elastischer,
niedrigbezahlter, auf kurzfristiger Basis
beruhender unqualifizierter Arbeit. Dabei

ist festzuhalten, daff die Mehrheit dieser .

Arbeiter sich nicht registrieren 1&fst. Nach
der Zunahme im Jahre 1992 hat sich die

Anzahl der gestellten (und genehmigten) |

Antrdge auf Arbeitsgenehmigungen stabi-
lisiert und betrégt jahrlich ca. elf- bis zwolf-
tausend. Die Zahl der illegal Beschiftigten
ist nach Schatzungen viel hoher.

Diese Migranten verbleiben jedoch in der
Regel relativ kurz in Polen - ca. drei Mona-
te. Oft ist es aber auch so, daf8 diese Perso-
nen in reguldren Abstinden nach Polen im
Pendeltakt kommen (z.B. dreimal im Jahr)
und dies {iber mehrere Jahre hinweg,.

¢) Langzeitmigranten

Aus formellen Griinden kann als Lang-
zeitmigrant nur jemand mit einer stindi-
gen Aufenthaltsgenehmigung (karta stalego
pobytu) angesehen werden. Die Gruppe
von Personen, die iiber solch einen Auf-
enthaltsstaus verfiigen, ist auf relativ we-
nige begrenzt. I Jahre 1993 waren es 2669,
ein Jahr spiter 3205 und 1996 waren es
4336 Personen.

d} Motivation

Als Grund fiir die Auswahl Polens als Ziel-
land gibt fast die Halfte der Migranten fa-
milidre Beziehungen an (meistens ist der
Ehepartner Pole). 30 % der Befragten gaben
an, polnische Vorfahren zu haben. Die Tat-
sache, dafs eine Vielzahl der Migranten -
mit standigem Aufenthalt - sich auf ihre
polnische Abstammung beruft oder in eth-
nisch gemischten Familien lebt, wirkt sich
positiv auf thre gesellschaftliche Integrati-
on in Polen aus.

Nicht zu verkermen sind jedoch auch und
vor allem die wirischaftlichen Aspekte (re-
lativ freier und ungehinderter Zugang zum
polnischen Arbeitsmarkt - speziell der sog.
grauen Zone, wo derzeit selbst ca. 2 Millio-
nen Polen beschiftigt sind) sowie die geo-
graphische Néhe der Herkunftslinder und
eine gut funktionierende - auf die Migrati-
on eingestellte - Kommunikationsinfra-
struktur, welche die Migrationskosten nach
unten driickt. Von den Arbeitsmigranten
stellen 29 % Ukrainer und 26,6 % Weifsrus-
sen die grofiten Bevolkerungsgruppen dar.
Hierbei ist auch die wirtschaftliche und
politische Situation der Herkunftslinder
sowie die Frage nach der Gewihrleistung
von Menschenrechten und Grundfreiheiten
nicht zu verkennen.
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IIL. Fliichtlinge in Polen

Polen selbst gehorte bis Ende der 80er Jahre
mehr zu den fliichtlingsgenerierenden als
flitchtlingsaufnehmenden Staaten. Der po-
litische Umbruch in Ost- und Mitteleuropa,
der seinen Anfang in Polen genommen
hatte, breitete sich schnell auf dessen
Nachbarstaaten aus.

In diesem Zusammenhang muf3 man auch
die Ratifikation der Genfer Fliichtlingskon-
vention im Jahre 1991 (Dz. U, 1991 Nr. 119,
poz. 515 und 516) betrachten, die davor - in
der Ost-West-Auseinandersetzung des Kal-
ten Krieges - als ein Akt der Westmiichte
gegen den sozialistischen Block gewertet
worden war.

1. Rechte im Asyl - Fliichtlingsstatus
(status uchodzcy)

a) Das Auslindergesetz von 1997

Am 25. September 1997 ist ein neues
Auslindergesetz (AuslG) in Kraft getreten
(Ustawa o cudzoziemcach vom 25. Juni
1997 r. - Dz. U. vom 26. September 1997 r.
Nr. 114 Poz. 739)# Dieser seit langem
erwartete Rechtsakt loste das alte
Auslandergesetz vom 29. Marz 1963 ab
und schuf somit neue, der polnischen
Rechtsordnung vdllig fremde Begriffe und
Rechtsinstitute. Bislang fehite es nédmlich
an weitgehend gesicherten Grundlagen fiir
die Behandlung von Asylgesuchen.®

Das Gesetz unterscheidet nunmehr zwi-
schen einem sicheren Herkunftsstaat, si-
cherem Drittstaat und einem offensichtlich
unbegriindetern Antrag auf ein Asylbegeh-

4 Sowohl das alte Auslindergesetz als auch
das neue unterscheiden zwischen Fliicht-
lingsstatus und Asyl, wobei letzteres sich
an keine Voraussetzungen kniipft, sondern
mar im Ermessen der Behorden liegt. In
diesem Beitrag wird jedoch der Begriff
Asyl im deutschen Sinne verwendet.

5 Vgl Kamil Majchrzak, Die prozessuale
Durchsetzung von Artikel 3 EMRK in der
polnischen Rechtsordnung, Frankfurt/
Oder 1997,
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ren. In Kapitel IX des neuen AuslG wurde
die Verantwortlichkeit der Befdrderungs-
unternehmen geregelt fiir den Fall, dafs ihre
Kunden nicht tiber die erforderlichen Do-
kumente verftigen. Dariiber hinaus werden
nach Art. 56 AuslG von Personen, gegen
die eine Abschiebungsentscheidung ergan-
gen ist, Photos angefertigt und Finger-
abdriicke genommen (vgl: Ubereinkom-
men von Dublin / Schengener Abkom-
men).

Der Fliichtlingsstatus wird nach wie vor
gemifl den Voraussetzungen der Genfer
Flichtlingskonvention und des New Yor-
ker Protokolls anerkannt, soweit der Aus-
lander nicht schon in einem anderen Land
einen solchen Status erhalten hat. Fhicht-
ling ist danach (Art. 1 A Abs. 2),

»wer aus begriindeter Furcht vor Verfolgung
wegen seiner Rasse, Religion, Nationalitit,
Zugehirigkeit zu einer bestimmien sozialen
Gruppe oder wegen seiner politischen Uberzeu-
gung sich auflerhalb des Landes befindet, dessen
Staatsangehirigkeit er besitzt, und den Schutz
dieses Landes nicht in Anspruch nehmen kann
oder wegen dieser Befiirchtungen nicht in An-
spruch nehmen will”.

Diese Definition des Fliichtlings wird aber
durch zusitzliche Merkmale stark einge-
schrinkt (Schutz im sicheren Drittstaat,
allgemeine Verfolgungsgefahr, Verfolgung
durch den Staat). Auch prozessuale Ein-
schrankungen spielen hierbei eine Rolle
(offensichtlich unbegriindeter Antrag, Auf-
schiebung der Antragspriifung noch vor
Pritffung der Zuldssigkeit, Antragstellung
an der Grenze).

Hervorzuheben ist auch, dat Polen derzeit
tiber keine rechtlichen Rahmenbedingun-
gen verfiigt, die es ermoglichen wiirden, an
humanitiren Hilfsaktionen wie in Maze-
donien und Albanien teilzunehmen. Die
Aufnahme von kosovarischen Fliichtlingen
unter den bestehenden Bedingungen
konnte nur als provisorische Ldsung be-
trachtet werden und sollte als Ansporn
dienen, ein entsprechendes humanitires
Fliichtlingsgesetz zu schaffen.

Das neue Auslidndergesetz beinhaltet auch
Abschiebungshindernisse. Im Sinne von
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Art. 46 AuslG sind Abschiebungsentschei-
dungen per Gesetz schwebend unwirksam -
soweit der Betroffene einen Asylantrag
stellt. Art. 53 AuslG stellt fast die wortliche
Ubersetzung von Art. 3 der Europiischen
Menschenrechtskonvention (EMRK) dar,
welche eine Abschiebung in ein Land in
welchem der Betreffende aufgrund seiner
Rasse, Religion, Nationalitdt, Zugehorig-
keit zu einer sozialen Gruppe oder politi-
schen Uberzeugung verfolgt werden kénn-
te oder einer Folterung, einer unmensch-
lichen oder erniedrigenden Behandlung
oder Strafe unterworfen wiire, verbietet.

Der Antrag auf Asyl kann und sollte an der
Grenze gegeniiber einem Grenzsoldaten
eingereicht werden oder innerhalb von 14
Tagen nach Grenziibertritt, soweit der Be-
troffene nachweisen kann, dafi dies zu-
nichst aufgrund einer begriindeten Gefahr
fiir sein Leben oder seine Gesundheit nicht
moglich war. Bei sogenanntem illegalen
Grenziibertritt sollte der Antrag unmittel-
bar nach Grenziibertritt gestellt werden,
was jedoch den betreffenden Flichtling
nicht von der gerichtlichen Verantwortung
fiir den ,illegalen” Grenziibertritt befreit,
welcher einen Straftatbestand darstellt.

Asylpraxis in Polen

Fraglich ist aber, ob die polnischen Grenz-
soldaten ftir die Entgegennahme solcher
Asylantrdge vorbereitet sind und wissen,
dafd ihnen eine solche Pflicht zur Ent-
gegennahme zukommt. Nach wie vor
kénnte hierbei die Gewédhrleistung der An-
wendung der Genfer Flichtlingskon-
vention und der Europédischen Menschen-
rechtskonvention angezweifelt werden
(vgl: Polen kein sicherer Drittstaat -
Beschlu des Verwaltungsgerichts Berlin
vom 29. Dez. 1994: ,wenn ein Schutzersuchen
an die Grenzbehdrden oder die Polizei gerichtet
wird, ist nicht sichergestellt, dafi dieses auch an
das Amt weitergeleitet oder die Fliichtlinge von
der Moglichkeit der formlichen Antragstellung
in Warschau unterrichtet werden”). Ahnliches
gilt jedoch gleichzeitig fiir die sogenannten

Anhdtirer bei dem Amt filr Grenzschutz,
Migration und Fliichtlingswesen in War-
schau, das dem Ministerium fiir Inneres
und Verwaltung unterstellt ist, da diese
nur iiber unzureichende Kenntnisse der
Rechte eines Antragstellers im Verwal-
tungsverfahren verfligen.

An dieser Stellte sollte unterstrichen wer-
den, dafS unbegleitete minderjihrige
Fliichtlinge keinen Zugang zu einem fairen
Asylverfahren in Polen geniefien. Auf-
grund der familienrechtlichen Bestim-
mungen kann fiir minderjahrige auslandi-
sche Kinder, deren Eltern sich im Ausland
befinden, kein Vormund bestellt werden.
Demnach ist davon auszugehen, dafd Polen
keinen sicheren Drittstaat fiir diese Perso-
nengruppe darstellt, was auch Auswirkun-
gen auf die mit Polen geschlossen Riick-
fibernahmeabkommen haben kiinnte.

Die endgtiltige Entscheidung tiber die An-
erkennung als Fliichtling sollte hierbei ge-
maf Art. 41 AuslG nicht spiter als drei
Monate nach der Asylantragstellung erfol-
gen (in der Praxis kommt es jedoch hierbei
zu erheblichen Verzdgerungen von bis zu
tiber einem Jahr}.

In Kapitel X des AuslG wurde der Rat fiir
Fliichtlingsangelegenheiten = (Rada do
Spraw UchodZcéw) ins Leben gerufen, der
als Berufungsinstanz fiir die erste Ent-
scheidung iiber die Anerkennung als
Fliichtling, die im Namen des Ministers fiir
Inneres und Verwaltung ergeht, gilt. Kla-
rungbediirftig erscheint jedoch, ob dieser
Rat als eine wirksame Berufungsinstanz im
Sinne von Art. 13 EMRK angesehen wer-
den kann (die Vorschriften dariiber traten
erst am 1. Januar 1999 in Kraft). Hierbei ist
zu bemerken, dafi ,illegal” nach Polen ein-
gereiste Auslinder keine Moglichkeit be-
sitzen, gegen ihre Abschiebungsandrohung
vor dem Hauptverwaltungsgericht zu kia-
gen. Diese Situation mufl als ein Verstof3
gegen den in der Verfassung garantierten
Gleichheitsgrundsatz gewertet werden.

b) Die Verfassung vom 2. April 1997
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Auch die neue polnische Verfassung (Dz.
U. Nr 78, poz. 483), die am 2. April 1997
von der Nationalversammlung verab-
schiedet wurde, enthiilt auslinderrechtlich
relevante Implikationen. Solche Rechts-
schutzgarantien, die unmittelbar anwend-
bar sind, enthielt die alte Verfassung vom
Anfang der 50er Jahre nicht.

In Art. 30 der neuen polnischen Verfassung
wird die Unantastbarkeit der Menschen-
wiirde garantiert, und in ihrem Art. 38
verpflichtet sich Polen, das Leben jedes
Menschen wunter rechtlichen Schutz zu
nehmen. Art. 40 garantiert das Verbot von
Folter, unmenschlicher oder grausamer
Behandlung sowie das Verbot von Kérper-
strafen. Diese Rechtsschutzgarantien kon-
nen in Zukunft als mégliche Abschie-
bungshindernisse an Bedeutung gewinnen.
Hierbei ist jedoch hervorzuheben, daf3 eine
Verfassungsklage gegen eine negative Ent-
scheidung des Ministers fiir Inneres und
Verwaltung tiber die Gewidhr von Asyl
nach Art. 79 Abs. 2 der Verfassung aus-
driicklich ausgeschlossen ist.

2. Soziale Sicherung
a) Der anerkannte Fliichtling

Dem Auslinder kann nach Art. 40 AuslG,
wenn dies erforderlich und fiir die Zeit des
Verfahrens unabdingbar ist, sowie in be-
sonders begrindeten Fallen fiir drei Mona-
te nach dem Ergehen der endgiiltigen Ent-
scheidung eine:

- Wohnmoglichkeit,

- Verpflegung,

- medizinische Hilfe,

- Sachhilfe,

- Finanzhilfe (stindige / einmalige)
bewilligt werden. Es besteht jedoch kein
Rechtsanspruch (Kann-Bestimmung).

b) Integration

Eines der schon mehrmals von verschie-
denen Organisationen und zum Teil auch
staatlichen Institutionen® beklagten Prob-
leme ist das Fehlen von Programmen, die
anerkannte Fliichtlinge und Ausléinder im
allgemeinen gesellschaftlich integrieren
wiirden.

Die Aufgabe der Integration von anerkann-
ten Fliichtlingen liegt in den Kompetenzen
der Gemeinden. Am 17. April 1998 wurde
dazu zwischen dem Inmenministerium und
dem Ministerium fiir Arbeit und Sozialpo-
litikk ein Ubereinkommen unterschrieben,
das die stufenweise Ubernahme der Auf-
gaben einer Integrationspolitik durch das
Ministerium fiir Arbeit regelt. Danach
wurden die Asylheimverwaltungen ver-
pflichtet, spitestens zwei Monate vor dem
Verlassen des Heimes durch den anerkann-
ten Flichtling die zustdndige Gemeinde zu
informieren, um ihr eine Vorbereitung zur
Aufnahme des Flitchtlings zu ermoglichen.
Derzeit sind jedoch Probleme mit der Fi-
nanzierung entstanden, so daf$ augenblick-
lich keine Integrationsprogramme durch-
gefithrt werden. In der Theorie sollte die
Durchfithrung auf lokaler Ebene, die Ko-
ordination dagegen auf zentraler Ebene
erfolgen. Daneben bestehen jedoch ~ zwar
auf wenige Personen begrenzte - einzelne
Mafinahmen des UNHCR sowie bis vor
kurzem der Polska Akcja Humanitarna.

6 Bei der Lustration des Abschiebe-
gefingnisses in Wroclaw (Siidpolen), die
der Verfasser durchgefithrt hat, beklagte
der Direktor der Anstalt, daffi mehrmals
Auslinder - aufgrund des Ablauf der 90
tigigen Haftfrist - ohne jegliche Mittel ver-
fiigend auf die Strafie gesetzt werden, da es
an Integrationsprogrammen der Regierung
fehlt und mit Ausnahme einiger NGOs
dieses Problem nicht wahrgenommen
wird.
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IV. Schlufibemerkungen

Die Entstehung von grofien Migrations-
bewegungen und eine steigende Anzahl
von verfolgten Fliichtlingen stellt die V&l-
kergemeinschaft und speziell die EU vor
eine neue Herausforderung. Krisen wie die
im Kosovo oder Ruanda sind Beweise fiir
die Dringlichkeit der Vornahme von Ver-
dnderungen im Regime der Genfer Fliicht-
lingskonvention. Seit dem Ende des Kalten
Krieges hat sich das Profil der schutzbe-
diirftigen Fliichtlinge in Europa verindert.
Der Fliichtling zur Zeit des Kalten Krieges
war aufgrund seiner politischen Uberzeu-
gungen verfolgt. Diese Art von Asylbe-
gehrenden besteht auch weiterhin, sie wird
jedoch nach dem Ende der Ara des Eiser-
nen Vorhangs massiv verdringt durch eine
steigende Zahl von Personen, die vor
Verbrechen in Biirgerkriegen, der nicht-
staatlichen ethnischen und religitsen Ver-
folgung sowie wirtschaftlichen und tkolo-
gischen Katastrophen Schutz suchen. Eine
Beseitigung der Fluchtursachen vor Ort,
die Durchfithrung préventiver Mafsnah-
men {Unterstiitzung bei der Einfithrung
und Sicherung von Demokratie und
Rechtsstaatlichkeit, Aufwertung lokaler de-
mokratischer Bestrebungen) und die Ge-
wahrleistung der Inschutznahme des neu-
en Typs des Fliichtlings mufd zur Aufgabe
eines - sich in der Politik zu ethischen
Grundsitzen bekennenden - Europas wer-
den. Hierbei sollte auch auf positive Erfah-
rungen der zivilen Konfliktlosung zuriick-
gegriffen werden.

Migrationspotential, Abschottungstendenzen

undgleichberechtigte P. bilden ein

Spannungsfeld, in dem sich die Neugestal-
tung Europas bewegt

Da auch nach wie vor von einem beachtli-
chen Migrationspotential der von der Os-
terweiterung mitumfafiten Lander Mittel-
europas auszugehen ist, kann die Diskre-
panz zwischen tatsdchlicher Abschot-
tungspolitik der EU und dem Anspruch

vieler Menschen auf ein wiirdiges Leben
zur Destabilisierung an Europas Aufen-
grenzen fithren. Eine Hinwendung zu
postkommunistischen und populistischen
Parteien sowie verschiedenen Nationalis-
men ist Beweis dafiir, dafs ein friedliches
Zusammenleben der Vélker Europas nur
durch offene wirtschaftliche und politische
Beziehungen gewdhrleistet werden kann.
Gleichberechtigung und  Parinerschaft
konnen dabei einen positiven Beitrag in
Wirtschaft und Kultur sowie in der Ausein-
andersetzung mit der eigenen Geschichte,
speziell zwischen Polen und seinen &stli-
chen Nachbarn, leisten. Die positive Er-
kenntnis der Versthnung zwischen
Deutschland und  Frankreich sowie
Deutschland und Polen sollte hierbei nicht
auf Rhein und Oder begrenzt werden. Bei
einem Zuwachs auslinderfeindlich moti-
vierter Straftaten und unter Beriicksichti-
gung der Bemiithungen Polens um einen
Beitritt zur EU, in der ein Zusammenleben
verschiedener Kulturen und Nationen
grundlegend ist, kann die Mifsachtung die-
ses Anliegens schwerwiegende Folgen ha-
ben. So wurden nach Angaben der grofiten
polnischen antifaschistischen Organisation
Nigdy Wiegcej [Niemals Wieder] in Polen
seit Anfang der 90er Jahre bereits 20 Perso-
nen infolge rechtsextremer Straftaten geto-
tet.

Entscheidend ist, daf Migrationsbewegun-
gen vor allem in einem bestehendem
Wohlstandsgefille begriindet sind. Inso-
weit einen Ausgleich zu schaffen, sollte als
mafigebliche friedenssichernde und -for-
dernde Aufgabe verstanden werden, fiir
die sich Polen als verstindnisvoller
Ansprechspartner fiir seine &stlichen
Nachbarn - gerade auch als EU-Mitglied -
einsetzen mufs, denn eine Destabilisation
ist in niemandes Interesse.
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Todesstrafe - konsularischer Beistand - Streit zwischen den USA und

der Bundesrepublik Deutschland

Am 24. Februar und am 3. Mérz 1999 wur-
den im amerikanischen Bundesstaat Arizo-
na die Briider Karl und Walter LaGrand
hingerichtet. Sie hatten 1982 einen Mord
begangen. Wihrend des Strafverfahrens
war es versiumt worden, sie auf ihr Recht
auf konsularischen Beistand hinzuwiesen.
Sie hatten daher zunichst keinen Kontakt
zum deutschen Konsul aufgenommen; als
die Briider dieses Recht spéter in Anspruch
nehmen wollten, wies das Gericht ihr Vor-
bringen als verspitet zuriick.

Trotz heftiger Proteste der deutschen Re-
gierung wurde die Hinrichtung Karl
LaGrands vollzogen. Am 2. Miarz 1999
reichte die Bundesrepublik Deutschland
vor dem Internationalen Gerichtshof in
Den Haag Klage gegen die USA ein. Sie
argumentierte, dafd neue Tatsachen im Ver-
fahren gegen die Briider LaGrand bekannt
geworden seien, die darauf hindeuteten,
das die USA nicht erst - wie behauptet -
1992 von der deutschen Staatsangehorig-
keit der LaGrands erfahren hatten, sondern
bereits 1982 und somit jahrelang wissent-
lich ihre Aufklarungspflicht iiber die Mog-
lichkeit konsularischen Beistandes verletzt
hitten. Deutschland beantragte daher beim
IGH die Feststellung, daff die USA ihre
internationalen Verpflichtungen vetletzt
haben, und daff die strafrechtliche
Verurteilung der Briider ungiiltig sei. Fiir
Walter LaGrand sei der Zustand vor seiner
Inhaftierung wiederherzustellen.

Nach Art. 75 I der Verfahrensordnung des
IGH kann der Président die Parteien auf-
fordern, sich bis zum Zusammentreten des
Gerichts so zu verhalten, ,daff jede Verfii-
gung, die der Gerichtshof aufgrund des Antra-
ges auf vorsorgliche Mafinahmen erlifit, die
gewiinschte Wirkung hat” (einstweilige
Mafinahme ohne miindliche Verhandlung).
Der (amerikanische) Président (Schwebel)
forderte die USA dementsprechend auf,
alles zu unterlassen, was Mafsnahmen des
Gerichts wirkungslos machen wiirde.

Walter LaGrand wurde dennoch am 3.
Mérz 1999 hingerichtet. Am 13. November
2000 begarmen die miindlichen Verhand-
lungen vor dem IGH (s. auch , Kurzgefafit:
Menschenrechte aktuell” in MRM 1/2001 S.
65). Am 27. Juni 2001 entschied der IGH,
dafs das Verhalten der USA deren Pflichten
aus der Konsularrechtskonvention verletz-
te (Einzelheiten unter: www.icj-cij.org).

Im Jahre 1998 hatte ein vergleichbarer Fall,
mit einem paraguayanischen Straftéter im
Mittelpunkt, fiir Schlagzeilen gesorgt. Zur
Einnerung: '

Angel Francisco Breard, war 1992 unter
dem Verdacht festgenommen worden, im
US-Bundesstaat Virginia seine Nachbarin
vergewaltigt und anschliefsend ermordet
zu haben. Auch er war im diesbeziiglichen
Strafverfahren nicht iiber sein Recht auf
konsularischen Beistand unterrichtet wor-
den. Nach Schuldspruch und Verhingung
der Todesstrafe gegen Breard Anfang 1993
wurde der Termin zur Vollstreckung nach
erfolglosen Rechtsmittelverfahren am 25.
Februar 1998 auf den 14. April 1998 festge-
legt.

Am 3. April 1998 erhob Paraguay Klage
beim IGH wegen eines VerstofSes der USA
gegen Art. 36 I lit. b WUK und beantragte
gemals Art. 41 JIGH-Statut i.V.m. Art. 73{f.
IGH-VfO den Erlafs vorsorglicher Mafi-
nahmen, um die Hinrichtung bis zu einem
abschlieffenden Urteil des IGH auszuset-
zen. Der IGH sollte vor allem kldren, wel-
che Rechtsfolge die Mifsachtung der Infor-
mationspflichten nach sich zieht (etwa
Wiederherstellung des Status quo ante in
Gestalt eines Neubeginns des Prozesses).

Der IGH erliefs am 9. April 1998 eine An-
ordnung dber den Erlafl vorsorglicher
Mafsnahmen, um die Hinrichtung am 14.
April 1998 im Bundesstaat Virginia vorldu-
fig zu stoppen.
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Obwohl Auflenministerin Albright den
Gouverneur noch brieflich um das Auf-
schieben der Vollstreckung gebeten hatte,
erfolgte die Hinrichtung wie vorgesehen
am 14. April 1998. Die Rechtsfolgen einer
Verletzung der Aufkldrungspflicht iiber die
Moglichkeit, konsularischen Beistand zu
erhalten, wurde vom IGH nicht mehr ge-
klart, weil Paraguay nach der Hinrichtung
Breards die Klage beim IGH zuriickge-
nommen hat.

Von Interesse in diesem Zusammenhang
ist das Gutachten des Inter-Amerikani-
schen Gerichtshofs fiir Menschenrechte,
das wir nachstehend dokumentieren

Auf Antrag Mexikos duflerte sich der Ge-
richtshof zu dem Themenkomplex des
konsularischen Beistandes und dessen
Verbindung zur Garantie des due process im
Rahmen der strafrechtlichen Verfolgung
von mit der Todesstrafe bedrohten Strafta-
ten.

Der Gerichtshof nahm in seinem Gutachten
nicht nur auf die amerikanische Erklarung
der Rechte und Pflichten des Menschen
Bezug, sondern duferte sich auch zur Wie-
ner Konsularrechtskonvention, dem Inter-
nationalen Pakt iiber biirgerliche und poli-
tische Rechte und der Charta der Organisa-
tion Amerikanischer Staaten (OAS).

Art. 64 der Amerikanischen Konvention
tiber Menschenrechte (AMRK)! regelt die
sog. beratende Gerichtsbarkeit des Inter-
Amerikanischen Gerichtshofs fir Men-
schenrechte. Die Vorschrift hat folgenden
Wortlaut:

1. Die Mitgliedstaaten der Organisation kon-
nen den Gerichtshof in bezug auf die Ausle-
gung dieser Konvention oder anderer Vertriige,
die den Schutz der Menschenrechte in den ame-
rikanischen Staaten betreffen, um Rat ersuchen.
Ebenso kinnen die Organe, die in Kapitel X der
Charta der Organisation Amerikanischer Staa-

1 Vom 22. November 1969, QAS-Fundstelle, deut-
scher Text bei Bundeszentrale fiir Politische Bil-
dung, Menschenrechte Dokumente und Dekla-
rationen, 3. Auflage 1999, S. 564ff.

ten in der durch das Protokoll von Buenos Ai-
res geinderten Fassung aufgefiihrt sind, den
Gerichishof innerhalb ihres jeweiligen Zustin-
digkeitsbereichs um Rat ersuchen.

2. Auf Ersuchen eines Mitgliedstaates der Or-
ganisation kann der Gerichtshof diesem Staat
Gutachten in bezug auf die Vereinbarkeit von
Vorschriften seines innerstaatlichen Rechts mit
den vorgenannten volkerrechtlichen Uberein-
kommen erstellen.

Viele der Fragen, die sich fiir die Ausle-
gung dieser Vorschrift ergeben, hat der
Gerichtshof in den von Peru angeforderten
Gutachten iiber die Bedeutung ,anderer
Vertrage” im Sinne von Art. 64 AMRK be-
handelt.

Nach Art. 64 AMRK hat der Inter-
Amerikanische Gerichtshof eine - im inter-
nationalen Vergleich - sehr weite Zustin-
digkeit zur Erstattung von Gutachten.
Wihrend Art. 96 UN-Charta und Art. T des
2. ZF zur EMRK den Kreis der mdglichen
Antragsteller eher restriktiv bestimmen,
zieht Art. 64 AMRK diesen Kreis echer weit.
Hiernach kénnen die GeneralversammlIung
der OAS, die Konsultatonstreffen der Au-
fenminister, die Rite, der Inter-
Amerikanische Juristenausschufi, die Inter-
Amerikanische Menschenrechtskommissi-
on, das Generalsekretariat und die Sonder-
konferenzen und Sonderorganisationen der
OAS Gutachten beim Inter-Amerika-
nischen Gerichtshof anfordern. Aufferdem
sind sidmtliche Mitgliedstaaten der Organi-
sation - sogar diejenigen, die die AMRK
noch nicht ratifiziert haben - antragsbe-
rechtigt. Wéhrend die Organe der OAS nur
»innerhalb ihres Zustindigkeitsbereiches”
um Gutachten ersuchen konnen, ist das
Antragsrecht der Staaten insoweit unbe-
schrankt. In der Praxis hat es sich aber ein-
gebiirgert, diese Beschrinkung auf den
Zustdndigkeitsbereich der Organe nicht
anzuwenden.

Die Zustindigkeit des Inter-Ameri-
kanischen Gerichishofes zu Gutachtener-
stattung ratione materiae ist recht weit. So ist
sie nicht auf die Auslegung der AMRK
beschriinkt, sie erstreckt sich vielmehr auch
auf ,andere Vertrige, die den Schutz der
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Menschenrechte in den amerikanischen
Staaten betreffen”.2 Durch die weite Fas-
sung von Art. 64 AMRK, derzufolge kein
internationaler Vertrag grundsitzlich als
Gegenstand eines Gutachtens ausgeschlos-
sen ist, leitet der Gerichtshof sogar eine
Vermutung fiir seine Zustidndigkeit ab.
Weil ein restriktiver Zweck nicht ausdriick-
lich ausgesprochen sei, lasse sich ein sol-
cher auch nicht anmehmen.? Mit dieser In-
terpretation, die die Zustindigkeit des Ge-
richtshofs annimmt, wenn sie nicht ander-
weitig ausgeschlossen ist, kehrt der Ge-
richtshof den herkdmmlichen Interpretati-
onsgrundsatz um, demzufolge die in der
nationalen Organisation ibertragenen Zu-
stindigkeiten eng auszulegen sind.

Nach der Auffassung der Inter-
Amerikanischen Gerichtshofs erstreckt sich
seine Zustindigkeit zur Gutachtenerstat-
tung auf jede Vertragsnorm, die Menschen-
rechte betrifft und in den amerikanischen
Staaten wirksam ist, wobei es nicht auf den
Hauptgegenstand des Vertrages oder auf
die Frage, ob Staaten, die keine Mitglieder
der OAS sind, Vertragsparteien sind oder
werden knnen, ankommdt.

Der Inter-Amerikanische Gerichtshof wur-
de im Jahre 1979 auf der Grundlage der
AMRK errichtet. Bis heute hat er insgesamt
16 Gutachten erarbeitet.

(Einfiihrung und Ubersetzung: Redaktion)



	Flucht und Migration als europäische Aufgabe — Migration und Flüchtlinge in Polen
	I. Einleitung
	II. Migration nach / aus Polen
	1. Migrationspotential Polen
	2. Migration - Zielland Polen

	III. Flüchtlinge in Polen
	1. Rechte im Asyl - Flüchtlingsstatus (status uchodzcy)
	2. Soziale Sicherung

	IV. Schlußbemerkungen
	Todesstrafe - konsularischer Beistand - Streit zwischen den USA und der Bundesrepublik Deutschland




